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Gesetz 
vom 10. November 2017 

über die Abänderung des Allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom 1. Juni 1811, im Fürs-
tentum Liechtenstein eingeführt aufgrund der Fürstlichen Verordnung 
vom 18. Februar 1812 (ASW), in der geltenden Fassung, wird wie folgt 
abgeändert: 

§ 1173a Art. 27 Abs. 2a 

2a) Er darf einen Arbeitnehmer als Reaktion auf eine Beschwerde 
wegen Verletzung von Rechten, die im Zusammenhang mit dem Arbeits-
verhältnis stehen, oder auf die Einleitung eines Verfahrens zur Durchset-
zung dieser Rechte nicht benachteiligen. Dies gilt auch dann, wenn der 
Arbeitnehmer als Zeuge oder als Auskunftsperson in einem solchen 
Verfahren auftritt oder eine solche Beschwerde unterstützt. Verstösst ein 
Arbeitgeber gegen das Benachteiligungsverbot, hat er dem betroffenen 
Arbeitnehmer eine Entschädigung auszurichten. Die Entschädigung wird 
nach den Umständen des Einzelfalles festgelegt und beträgt höchstens 
zwei Monatslöhne. Vorbehalten bleiben die Art. 46 bis 48. 
 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 56/2017 und 84/2017 
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§ 1173a Art. 46 Abs. 2 Bst. e 

2) Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber ist 
im weiteren missbräuchlich, wenn sie ausgesprochen wird: 
e) weil der Arbeitnehmer im Sinne von Art. 4 des Mitwirkungsgesetzes 

verlangt, durch eine geheime Abstimmung festzustellen, ob die Mehr-
heit der stimmberechtigten Arbeitnehmerschaft sich für eine Arbeit-
nehmervertretung ausspricht. 

§ 1173a Art. 71 Abs. 2 

2) Vereinigungen mit Sitz im Inland, die nach ihren Statuten die Wahr-
nehmung der Interessen von Arbeitnehmern bezwecken, können mit 
Einwilligung der beschwerten Person diese in einem von ihr eingeleiteten 
Verfahren vertreten oder sich als Dritte am Rechtsstreit nach §§ 17 ff. der 
Zivilprozessordnung beteiligen. 

§ 1173a Art. 100 

D. Anwendbarkeit der allgemeinen Vorschriften 

Auf den Handelsreisendenvertrag und den Heimarbeitsvertrag sind die 
allgemeinen Vorschriften über den Einzelarbeitsvertrag ergänzend an-
wendbar. 
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II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Re-
ferendumsfrist am 1. Januar 2018 in Kraft, andernfalls am Tag nach der 
Kundmachung. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 
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